
Im Jahr der Afrikanischen Krise< 
Dürre, Hunger, Unterernährung, Bürgerkriegsurirren, Menschen auf der Flucht — so, nur so scheint sich Afrika im Jahre 1984 
darzustellen. Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinen Nationen (FAO) schlägt Alarm, UN-Generalse­
kretär Javier Perez de Cuellar ergreift nach einem Besuch von acht westafrikanischen Staaten die Initiative zu einer kon­
zertierten internationalen Aktion zugunsten Afrikas, der FAO-Generaldirektor schlägt eine Weltkonferenz über die >Afrika­
nische Krise< vor, die Weltbank gibt erstmals Geld für Nahrungsmittelnothilfe, die 10.Ministertagung der UN-Wirtschafts­
kommission für Afrika verabschiedet ein >Sondermemorandum zur wirtschaftlichen und sozialen Krise Afrikas<, die 10. Mi­
nistertagung des Welternährungsrats widmet sich der schwierigen Emährungslage auf dem Kontinent, eine UN-Konferenz 
hofft auf Lösungen für das afrikanische Flüchtlingsproblem, der Wirtschafts- und Sozialrat der Weltorganisation debattiert 
über eine >Deklaration zur kritischen wirtschaftlichen Lage in Afrika< (und kann sich nicht einigen). Afrika hat wie alle in 
Not geratenen Glieder der internationalen Gemeinschaft Anspruch auf Solidarität; doch in der Öffentlichkeit der >Ge-
benländer, in der Afrika längst als >Hungerkontinent< stigmatisiert ist, dominiert eher der Mitleidseffekt. Wer aber primär 
Objekt des Mitleids ist, mit dem braucht man sich nicht ernstlich als Partner oder Forderndem auseinanderzusetzen... 
Das Bild Afrikas wird von öffentlichen Medien oder auch internationalen Organisationen häufig genug zu undifferenziert 
gezeichnet. Unbestritten ist aber, daß Afrika sich gegenwärtig in einem Schwächezustand befindet; dies wird auch dadurch 
illustriert, daß Pretoria gerade in diesem Jahr Erfolg damit hatte, seine Nachbarn zu einer botmäßigeren Politik anzuhalten. 
Gerade dieses Jahr eignet sich aber auch in besonderem Maße, den Ursachen der >Afrikanischen Krise< nachzugehen, jährt 
sich doch 1984 zum hundertsten Male der Beginn der Berliner Kongo-Konferenz (und für Deutschland die Gründung seines 
30jährigen Kolonialreichs). Sie gilt geradezu als Symbol für die Fremdbestimmung über Afrika und seine Menschen. Auch 
heute, da die meisten Völker Afrikas ihre Unabhängigkeit längst wiedererlangt haben, sehen sich die Staaten des Kontinents 
in umfassende weltwirtschaftliche und auch weltpolitische Abhängigkeiten eingebunden und sind — ebendeswegen? — zu 
Empfängern von internationaler >Hilfe< geworden. So ist die gegenwärtige Krise mehr ein Symptom denn das Problem selbst 
— in die Krise geraten ist vielmehr im Gefolge der Einwirkungen von außen das Verhältnis des Menschen zu seiner Umwelt, 
der nachkoloniale Nationalstaat, das bisher verfolgte Konzept von >Entwicklung< schlechthin. 

Die derzeitige Diskussion inner- und außerhalb der Vereinen Nationen bietet Anlaß, sich in diesem Heft mit den tieferlie­
genden Ursachen der aktuellen Lage auseinanderzusetzen. Von der sozial- und universalgeschichtlichen Perspektive gehen 
der Amerikaner Wallerstein und der Deutsche Geiss aus; der Kenianer Mazrui und der Ugander Nabudere analysieren — 
von recht unterschiedlichen Ansatzpunkten her — die Probleme des nachkolonialen Staates; der Iraner Saidi beleuchtet die 
Gründe für den Niedergang der afrikanischen Landwirtschaft; der Zairer Mbaya verdeutlicht, daß sich auf dem Gebiet der 
Menschenrechte wenigstens ein Hoffnungsschimmer zeigt. 

Afrika hundert Jahre nach der Berliner Konferenz IMMANUEL WALLERSTEIN 

I. Vom >informellen Imperium« 
zur Aufrichtung der Kolonialgrenzen 

Die Berliner Konferenz von 1884/85 ist weit eher politischer 
denn ökonomischer Wendepunkt in der modernen afrikani­
schen Geschichte. Man kann sagen, daß die wirtschaftliche Ein­
gliederung verschiedener Teile Afrikas in die kapitalistische 
Weltwirtschaft bereits 1750 begonnen hatte und 18151 schon 
recht weit fortgeschritten war, und daß die Berliner Konferenz 
Folge und nicht Ursache dieser Einbeziehung war. Wenn man 
Afr ika aus der Perspektive der Z e n t r u m s m ä c h t e des Weltsy­
stems i m 19. Jahrhundert betrachtet, läßt sich dies sehr leicht 
aufzeigen. 
Der Zeitraum von 1815 bis 1873 war mehr oder weniger das 
Zeitalter der britischen Hegemonie in diesem Weltsystem. Die 
endgül t ige Niederlage Frankreichs in den Napoleonischen Krie­
gen brachte nicht nur politischen und mi l i tä r i schen Tr iumph 
für Großbr i tannien , sondern auch einen empfindlichen wir t ­
schaftlichen Rückschlag für dessen Gegner — den einzigen 
unmittelbaren ökonomischen Rivalen i m Hinblick auf Gebiets­
größe und S tä rke . Dies gestattete es Großbr i tannien , ein halbes 
Jahrhundert lang den europä ischen Mark t zu beherrschen und 
auße rdem die führende Rolle bei der Konsolidierung der Ex­
pansion der peripheren Zonen der kapitalistischen Weltwirt­
schaft, die seit etwa 1750 in Gang war, zu ü b e r n e h m e n (und 
gleichzeitig der Haup tnu tzn ießer dieser Entwicklung zu sein). 

I n verschiedenen Teilen des afrikanischen Kontinents, haupt­
sächlich in den Küs tengeb ie ten (insbesondere i m Norden, We­
sten und Süden) , begann die Umformung der Produktionspro­
zesse dergestalt, daß sie in das integrierte Netz der Weltwirt­
schaft eingebunden wurden. Für diese Umformung der Produk­
tionsprozesse war keine systematische politische Kolonisierung 
vonnöten . Erforderlich waren dagegen zwei Dinge: 
• Erstens die Abschaffung des Sklavenhandels. Die Entwick­
lung jedweder Form exportorientierter Agrarwirtschaft war 
grundsätz l ich unvereinbar mi t politischen Strukturen wie sie 
zur Aufrechterhaltung des Sklavenhandels erforderlich waren. 
Schließlich waren Sk lavenhändle r und Produzenten landwirt­
schaftlicher Expor tgüter Konkurrenten um die gleiche Arbeits­
kraft. 
• Zweitens war die Schaffung und/oder S t ä r k u n g politischer 
Instanzen angezeigt, die bereit waren, die Wir tschaf tss t röme 
abzusichern, die für die Einbeziehung in die Weltwirtschaft cha­
rakteristisch waren. In einigen Gebieten erwiesen sich bereits 
bestehende staatliche Strukturen als in der Lage, diese Rolle zu 
ü b e r n e h m e n . In anderen Gebieten entstanden zu diesem Zweck 
neue staatliche Strukturen. Und in wieder anderen Gebieten 
wurden die Strukturen von Kolonisatoren von außen geschaf­
fen. 
Vom britischen Standpunkt aus war es nicht so wichtig, wer die 
Staatsstrukturen in den in die Weltwirtschaft einbezogenen Ge­
bieten kontrollierte. Auch war die Ausweitung der weltweiten 
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